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Geleitwort 

A m 20. Februar 2003 wird Dieter Leuze 70 Jahre alt. Autoren und Herausgeber 
haben dies zum Anlass des vorliegenden Buches genommen. Der Grund dafür ist 
neben der Lebensleistung des Jubilars für die Universität und deren Recht die Un-
verwechselbarkeit des Profils des Jubilars, die Unüberhörbarkeit seiner Stimme im 
großen Chor der Scientific Community. Als streitbarer Kanzler wie auch als noch 
streitbarerer  Autor lässt Dieter Leuze nie Zweifel daran, dass er für die Vernunft 
der Politik gegenüber der Universität eintritt und für die Herrschaft  der Vernunft  in 
der Universität wirkt. Dabei verdeutlicht er mitunter, dass er  das „rechte Maß" der 
rechtlich geprägten Vernunft  kennt und dass derjenige, der davon abweicht, im 
Zweifel jenes rechte Maß verfehlt.  Wenn sich gleichwohl eine so stattliche Reihe 
von Autoren zur Ehrung von Dieter Leuze zusammenfindet, wohl wissend, dass 
der Jubilar auch in dieser Festschrift  manches wortgewaltig zu rügende Fehlver-
ständnis entdecken wird, zeigt das, dass es den Autoren auch darum ging, den 
liebenswerten Schwaben und bekennenden „Essener" zu würdigen, der sich mit 
seiner Einsatzbereitschaft  nicht nur erfolgreich  der Fortbildung von Führungs-
kräften der Hochschulen und der Fortentwicklung des Hochschul- und Dienst-
rechts gewidmet hat und hoffentlich  fortdauernd  widmen wird, sondern auch lange 
Zeit mit großem Engagement als Hochschullehrer gewirkt hat. Nach 19 Jahren als 
(Gründungs-) Kanzler der Universität-Gesamthochschule-Essen wechselte er - für 
viele seiner bisherigen Amtskollegen überraschend und vielleicht nur schwer nach-
vollziehbar - 1991 in das zuvor aus der Sicht des Kanzlers noch zumindest kritisch 
beäugte ,Lager4 der Hochschullehrer an der vormals von ihm als Verwaltungschef 
mitgeleiteten Hochschule. Wie erfolgreich  auch diese zweite Hochschulkarriere 
von Dieter Leuze gewesen ist, lässt sich an der 1998 erfolgten Ernennung zum 
Honorarprofessor  für Öffentliches  Recht an der Juristischen Fakultät der Ruhr-
Universität Bochum ablesen. 

Autoren und Herausgeber entbieten mit dieser Festgabe dem Jubilar herzliche 
Geburtstagswünsche, die den Wunsch einschließen, dass sein auch nach der Emeri-
tierung im Jahre 1998 fortgesetztes fruchtbares  Wirken im „Dienst  an der  Hoch-
schule  "  in bewährter und weiterhin engagierter Manier seinen Fortgang nimmt. In 
diesem Sinne: ad multos annos, lieber Dieter Leuze. 

Klaus  Anderbrügge 
Volker  Epping 
Wolfgang  Löwer 
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Zum Verhältnis von Universität, 
Medizinischer Fakultät und Universitätsklinikum 

nach nordrhein-westfälischem Hochschulrecht 

Klaus  Anderbrügge 

Dieter Leuze hat es an klaren Worten nie fehlen lassen, erst recht nicht, wenn es 
ihm darum ging, erkennbaren Fehlentwicklungen vorzubeugen und vor übereilten 
Patentlösungen, auch solchen des Gesetzgebers, zu warnen. Nicht nur dafür ge-
bührt ihm Dank und Respekt. In Auseinandersetzung mit der Stellungnahme des 
Wissenschaftsrats zur Entwicklung der Hochschulmedizin von Januar 1995 sprach 
er sich in seiner Kommentierung zum damals geltenden Universitätsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen  dafür aus, an der überkommenen Rechtsform eines 
Universitätsklinikums als einer unselbstständigen Anstalt des öffentlichen  Rechts 
festzuhalten. „M i t einer Überführung  in eine rechtlich selbstständige Form würde 
. . . das Kind mit dem Bade ausgeschüttet/' Sie berge die Gefahr in sich, dass die 
Hochschulmedizin ein auf eine völlige Abtrennung von der Universität hinauslau-
fendes Eigenleben entfalte und in eine Medizinische Hochschule abdrifte. 1 Wie 
richtig Leuze auch mit dieser Befürchtung lag, zeigt die seither in Nordrhein-West-
falen verlaufene Entwicklung. 

Bis Ende 1999 entsprach das Verhältnis von Universität, Fakultät und Kl in ikum 
noch der traditionellen Organisation der Hochschulmedizin in Deutschland. Für 
die Universitäten in Nordrhein-Westfalen  galt das Gesetz über die Universitäten 
des Landes NRW (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. Aug. 1993, das dann im Frühjahr 2000 durch das (1999 bereits in Vorberei-
tung befindliche) Gesetz über die Hochschulen des Landes NRW (Hochschul-
gesetz - HG) vom 14. März 2000 abgelöst werden sollte. Gemäß § 37 Abs. 1 UG 
bildeten die medizinischen Fachgebiete der Hochschule2 den Fachbereich Medi-
zin.3 Ihm oblag nach Abs. 2 dieser Bestimmung die Pflege der Wissenschaft in 

1 Leuze, in: Leuze / Bender, UG NRW-Kommentar, Vorbemerkungen zu §§ 37-45 (Stand 
dieser Kommentierung Juli 1996) Rn. 3. 

2 Alle Medizin führenden Hochschulen in NRW waren gemäß § 1 Abs. 2 UG „Universi-
täten" i.S. dieses Gesetzes. Entsprechendes gilt gemäß § 1 Abs. 2 HG auch weiterhin. 

3 Nach § 25 Abs. 1 UG (heute § 25 Abs. 1 HG) gliedert sich die Hochschule in Fachberei-
che. Diese sind ihre „organisatorischen Grundeinheiten". Der Fachbereich Medizin trägt nach 
den Grundordnungen der Medizin führenden Hochschulen in NRW i.d.R. die Bezeichnung 
„Medizinische Fakultät". 



2 Klaus Anderbrügge 

Forschung und Lehre in den „Medizinischen Einrichtungen". Diese wiederum um-
fassten entsprechend § 38 Abs. 1 UG die klinischen und medizinisch-theoretischen 
Einrichtungen der Hochschule zusammen mit den zentralen Dienstleistungsein-
richtungen und den technischen Versorgungs- und Hilfsbetrieben sowie den Schu-
len für Heilhilfsberufe.  Sie stellten insgesamt eine besondere Betriebseinheit der 
Hochschule dar (§38 Abs. 1 Satz 2 UG) und sollten sich im Bereich der klinischen 
und medizinisch-theoretischen Einrichtungen in Abteilungen4 gliedern, die i.d.R. 
zu medizinischen Zentren zusammengefasst werden sollten (§ 38 Abs. 2 UG). Ihre 
Leitung oblag den Organen des Fachbereichs Medizin und dem Klinischen Vor-
stand nach Maßgabe der diese betreffenden  jeweiligen Vorschriften  des Gesetzes 
(§ 38 Abs. 3 UG). Sie hatten der Forschung und Lehre sowie der Krankenversor-
gung und besonderen Aufgaben des öffentlichen  Gesundheitswesens zu dienen 
(§ 38 Abs. 4 UG). Die in den Medizinischen Einrichtungen tätigen Bediensteten 
waren Mitglieder des Fachbereichs Medizin ( § 3 8 Abs. 5 UG). Die einheitliche 
Personal- und Wirtschaftsverwaltung  der Medizinischen Einrichtungen war Teil 
der Hochschulverwaltung (§ 38 Abs. 6 UG). 

I. Die gesetzliche Neuordnung der Hochschulmedizin 
in Nordrhein-Westfalen 

Durch das Landesgesetz zur Neuordnung der Hochschulmedizin vom 
14. Dez. 1999 ist deren herkömmliche Organisation auch in Nordrhein-Westfalen 
grundlegend verändert worden. Dieses Artikelgesetz enthält zwar zum einen eine 
Reihe von Änderungen zum Unterabschnitt Hochschulmedizin und zu weiteren 
diesen Gegenstand berührenden Bestimmungen des Universitätsgesetzes, ohne das 
in diesem geregelte Gefüge substanziell zu verändern, zum anderen aber fügt es 
als § 45 a in das Gesetz eine neue Vorschrift  zur „Weiterentwicklung der Hoch-
schulmedizin" ein, derzufolge die Medizinischen Einrichtungen der Hochschulen 
durch Rechtsverordnung in Anstalten des öffentlichen  Rechts mit eigener Rechts-
persönlichkeit umgebildet werden (§ 45 a Abs. 1 Satz 1 UG). Eine Ausnahme ist 
nicht vorgesehen. Die Umbildungen sollten gemäß § 45 a Abs. 1 Satz 5 UG bis 
zum 31. Dez. 2001 erfolgt sein. 

Demgegenüber hatte der ursprüngliche Gesetzentwurf der Landesregierung5 das 
zu lösende Problem noch darin gesehen, den als rechtlich unselbstständige beson-
dere Betriebseinheiten der Universitäten verfassten und unter der Fachaufsicht des 

4 Die auch nach der Neuordnung der Hochschulmedizin in NRW weiterhin vorgesehenen 
Abteilungen (vgl. § 7 der jeweiligen Verordnung über die Errichtung des Universitätsklini-
kums sowie § 10 der jeweils entsprechenden Satzung) wurden und werden indessen in aller 
Regel entweder als „Institut" (im medizinisch-theoretischen Bereich) oder als „Klinik" be-
zeichnet. 

5 Vgl. LT - Drucksache 12/3787 vom 19. März 1999. 
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zuständigen Ministeriums stehenden Medizinischen Einrichtungen mehr Eigen-
ständigkeit und Flexibilität zu gewähren, damit sie besser auf die - etwa durch das 
Gesundheitsstrukturgesetz und das darauf zurückgehende preisorientierte Kranken-
hausfinanzierungssystem - veränderten Rahmenbedingungen für die Hochschul-
medizin reagieren könnten.6 Die Lösung sollte auf zwei parallelen Wegen ange-
gangen werden: Auf der einen Seite standen jene Änderungen, die sich auf alle 
Medizinischen Einrichtungen erstrecken sollten und etwa das Zusammenwirken 
von Fakultät und Klinischem Vorstand, dessen Verschlankung und die Stärkung 
des Verwaltungsdirektors betrafen, auf der anderen Seite sollte die Absicht des Ge-
setzgebers verwirklicht werden, Strukturen zu entwickeln, die geeignet sein könn-
ten, die notwendige Eigenständigkeit der Wirtschaftsführung  der Medizinischen 
Einrichtungen sicherzustellen, indem (neben den innerhalb des bisherigen Systems 
erfolgenden Veränderungen) durch eine Verordnungsermächtigung die Möglichkeit 
eröffnet  wurde, modellhaft bei einzelnen Medizinischen Einrichtungen und Uni-
versitäten und in weitgehendem Einvernehmen mit ihnen weiterreichende struktu-
relle Änderungen vorzunehmen. Dementsprechend sollten einzelne Medizinische 
Einrichtungen rechtlich verselbstständigt werden und eine unternehmensähnliche 
Verfassung mit Aufsichtsrat  und Vorstand erhalten.7 Wegen der damit verbundenen 
Auswirkungen erscheine es zweckmäßiger, zunächst Lösungen an einzelnen Stand-
orten und dann erst eine für alle Standorte geltende Regelung zu entwickeln, zumal 
auf die aktive Mitwirkung der jeweiligen Einrichtung nicht verzichtet werden 
könne. Deshalb sollten auch möglichst Standorte einbezogen werden, an denen 
sich die Bereitschaft  zu solchen strukturellen Änderungen finde. 8 

Im Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens  sind alle differenzierenden 
ursprünglichen Vorstellungen, wie sie auch von den betroffenen  Universitäten aus-
weislich ihrer Stellungnahmen zum Referenten- wie zum Gesetzentwurf  verfolgt 
worden waren, zugunsten einer für alle Standorte gleichermaßen verbindlichen 
und bis zum 31. Dez. 2001 zu realisierenden Einheitslösung verworfen  worden. 
Die im Rahmen eines Modellversuchs oder einer Erprobungsklausel, wie sie noch 
im Referentenentwurf  vorgesehen war, eröffnete  Chance, im Vergleich zwischen 
unterschiedlich geregelten Systemen - einschließlich der in anderen Ländern er-
probten - die bestmögliche Lösung zu finden, ist trotz entsprechender Anmahnung 
durch die Universitäten bewusst nicht ergriffen  worden. § 45 a Abs. 1 Satz 2 UG 
ermächtigt das zuständige Ministerium9, die Umbildung nach Anhörung der jewei-
ligen Hochschule durch Rechtsverordnung vorzunehmen und hierfür  von den die 
Medizin regelnden Bestimmungen des Universitätsgesetzes abweichende Regelun-
gen zu treffen.  Selbst Vorschriften,  die zum Teil erst durch eben das Artikelgesetz 

6 Ebda, S. 1. 
7 Ebda, S. 1 f., 23 f. 
8 Ebda, S. 24. 
9 Damals noch „Ministerium für Schule und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung", 

heute „Ministerium für Schule, Wissenschaft und Forschung". 


